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Abréviations

RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
Büro-NR Büro des Nationalrates
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
InstA Institutionelles Abkommen

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
Bureau-CN Bureau du Conseil national
EEE l'Espace économique européen
InstA Accord institutionnel
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Mandat parlementaire

Als parlamentarische Gruppe werden informelle Zusammenschlüsse von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern zwecks Austausch zu einem bestimmten, die
Gruppe interessierenden Thema bezeichnet. Eine von den Parlamentsdiensten geführte
Liste wies Mitte Juni 2019 nicht weniger als 156 solcher Gruppen aus, die von A wie
Altersfragen bis Z wie Zivildienst für unterschiedlichste Themen gegründet worden
waren. 
In seiner Antwort auf das Postulat Molina (sp, ZH) gab das Büro-NR seine Absicht kund,
prüfen zu wollen, ob es Vorgaben oder Richtlinien für die in den letzten Jahren in ihrer
Zahl stark angewachsenen Gruppen geben solle. Das Anliegen des Zürcher
Sozialdemokraten erübrige sich deshalb. Fabian Molina hatte in seinem Vorstoss die
Befürchtung geäussert, dass parlamentarische Gruppen gegründet würden, die eine
«Assoziierung mit rassistischen oder antisemitischen Personen, Organisationen oder
Inhalten» zum Ziel haben könnten. Das Büro habe keine Kenntnis von solchen Gruppen,
was ein zusätzlicher Grund für die Ablehnung des Postulats sei. Der Rat brauchte
diesem Antrag freilich nicht zu folgen, weil Molina sein Anliegen zurückzog. 1

POSTULAT
DATE: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Relations avec l'UE

Nachdem der Bundesrat offiziell den Abbruch der Verhandlungen über das
institutionelle Rahmenabkommen verkündet hatte, wurde im Juni 2022 in Reaktion
darauf im Parlament eine Vielzahl an Vorstössen eingereicht, die sich mit den
bilateralen Beziehungen Schweiz-EU auseinandersetzten.

Die SP-Fraktion forderte vom Bundesrat in einem Postulat (Po. 21.3618) einen Bericht,
in dem vier verschiedene europapolitische Optionen verglichen werden sollten: der
Abbruch des bilateralen Wegs und Übergang zum Drittstaat-Status; die Beibehaltung
bestehender Abkommen ohne Aktualisierung und Erneuerung der Zusammenarbeit; der
formelle Beitritt zum EWR und ein EU-Beitritt. Diese Analyse sollte unter
Berücksichtigung der demokratischen Souveränität der Schweiz, ihrer
Interessenwahrung, der Wahrung des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Wohlstands sowie der geostrategischen Interessen und schliesslich der
gesellschaftlichen Entwicklung vorgenommen werden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats, mit dem Verweis darauf, dass er in Erfüllung der Postulate
Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151), Naef (sp, ZH; Po. 17.4147) und der Grünen Fraktion (Po.
14.4080) ohnehin schon einen derartigen Bericht ausarbeite. Der Nationalrat nahm das
Postulat in der Herbstsession 2021 stillschweigend an.

Die Fraktion der Grünen reichte ein ähnliches Postulat (Po. 21.3667) ein wie die SP,
forderte aber die Überprüfung einer noch grösseren Bandbreite an Alternativen – hinzu
kam die Möglichkeit der Wiederaufnahme der Verhandlungen zum InstA. Die Analyse
der Vorschläge sollte nicht nur wirtschaftliche Gesichtspunkte und den Lohnschutz
miteinbeziehen, sondern auch Aspekte der Bildung, Forschung, Innovation und des
Klimaschutzes berücksichtigen. Der Bundesrat beantragte auch in diesem Fall die
Annahme des Postulats und begründete dies wiederum mit dem bereits erwähntem
Bericht. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2021 ebenfalls
stillschweigend an. 

Roland Fischers Postulat (glp, LU; Po. 21.3678) war inhaltlich enger gefasst und wollte
den Bundesart lediglich damit beauftragen, eine EWR-Mitgliedschaft der Schweiz zu
prüfen und Bericht darüber zu erstatten. Fischer befürchtete eine Erosion des
bilateralen Wegs und sah im EWR-Beitritt einen naheliegenden Integrationsschritt. Der
Bundesrat beantragte auch in diesem Fall die Annahme des Postulats, dieses wurde
jedoch von Roger Köppel (svp, ZH) in der Herbstsession 2021 bekämpft, weshalb es bis
auf Weiteres nicht im Nationalrat beraten wurde. 

POSTULAT
DATE: 08.12.2021
AMANDO AMMANN
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Sehr konkret war die Motion Molina (sp, ZH; Mo. 21.3811), mit welcher der Motionär den
Bundesrat zur Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen bewegen wollte. Innerhalb
eines Jahres sollte ein Verhandlungsmandat erarbeitet werden, das dem Erhalt des
Service public, der staatlichen Beihilfen, der Durchsetzung der Arbeits- und
Lohnbedingungen sowie des Schweizer Frankens Rechnung tragen sollte. Die
demokratischen Instrumente von Volk und Parlament sowie die Mitwirkungsrechte der
Kantone sollten angepasst werden, um einem Beitritt nicht im Weg zu stehen. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Vorstosses, da er bereits beim Abbruch der
Verhandlungen beschlossen habe, den bewährten bilateralen Weg fortzuführen und
dazu eine Reihe von Massnahmen wie die Deblockierung der zweiten
Kohäsionsmilliarde beschlossen habe. Dazu gehöre die Bewahrung eines
grösstmöglichen politischen Handlungsspielraums. Der Bundesrat war der Auffassung,
dass auch die EU ein Interesse an der Fortsetzung der bilateralen Zusammenarbeit
habe. Der Nationalrat äusserte sich 2021 noch nicht zum Vorstoss. 

Mit etwas Verspätung reichte im September schliesslich auch Thomas Minder (parteilos,
SH; Mo. 21.4184) eine Motion ein, mit der er eine mittel- und längerfristige Strategie für
eine nachhaltige Zusammenarbeit mit der EU verlangte. Die Äusserungen zu den
bilateralen Beziehungen in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 seien nach dem
Verhandlungsabbruch teilweise überholt. Der Bundesrat beantragte die Annahme der
Motion, weil er das Motionsanliegen ebenfalls im bereits erwähnten Bericht
beantworten wollte. Der Ständerat nahm Minders Vorstoss in der Wintersession 2021
mit 42 zu 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) an. 2

In der Frühjahrssession 2022 kam es zur Ablehnung der Motion Molina (sp, ZH; Mo.
21.3811) über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union.
Motionär Molina verwies angesichts des Kriegs in der Ukraine auf die Tatsache, dass die
Schweiz seit jeher von der europäischen Einigung profitiert habe, nicht nur durch den
Zugang zum Binnenmarkt, sondern auch aufgrund der gemeinsamen Sicherheitspolitik
der EU. Trotz der engen Verbindungen und der gemeinsamen Lebens-, Wirtschafts-
und Bildungsräume bestünde in der Schweiz seit dem EWR-Nein von 1992 ein
«irrationales Europatrauma ohne reale Grundlage». Dieses gelte es zu überwinden und
sich mit dem Beitritt zur EU langfristig an deren Weiterentwicklung zu beteiligen. Der im
Rat anwesende Aussenminister Cassis beantragte im Namen des Bundesrats die
Ablehnung der Motion. Der bilaterale Weg sei nach wie vor die idealste Möglichkeit, um
die europapolitischen Ziele der Schweiz – eine weitgehende Beteiligung am
Binnenmarkt in Verbindung mit Kooperationen in ausgewählten Interessenbereichen
und unter Aufrechterhaltung eines grösstmöglichen Handlungsspielraums – zu
erreichen. Man wolle nun zunächst die neue Schweizer Agenda gemeinsam mit der EU
sondieren und auf Basis dieser Aussprache neue Verhandlungen aufnehmen. Cassis
kündigte auch die bevorstehende Publikation eines umfassenden Europaberichts an, in
dem die verschiedenen Integrationsmodelle, darunter auch der EU-Beitritt, auf ihren
Nutzen und ihre Zweckmässigkeit überprüft würden. Schliesslich erinnerte er die
grosse Kammer daran, dass sich bei einem EU-Beitritt jene Fragen, die die
Verhandlungen über das InstA hatten scheitern lassen, erneut stellen würden. Der
Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 117 zu 40 Stimmen (bei 30 Enthaltungen)
ab. Die Ja-Stimmen stammten von der SP- und der Grünen-Fraktion. Zahlreiche
Mitglieder der Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen sowie je ein
Mitglied der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion enthielten sich jedoch ihrer
Stimme. 3

POSTULAT
DATE: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2022 behandelte der Nationalrat ein Postulat seiner
aussenpolitischen Kommission, welches sich mit den «Unterschiede[n] zwischen dem
Schweizer und dem EU-Recht im Bereich des Arbeitnehmerschutzes» beschäftigte.
Die APK-NR verlangte vom Bundesrat einen Bericht, in dem dieser aufzeigen sollte,
welche Anpassungen nötig wären, um das Schweizer Recht im Bereich des
Arbeitnehmendenschutzes demjenigen der EU anzugleichen. Ausserdem sollte der
Bericht aufzeigen, ob eine derartige Angleichung den Arbeitnehmendenschutz
verbessern oder verschlechtern würde. Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) erklärte,
dass der Bundesrat nach dem Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen
autonome Anpassungen des nationalen Rechts an dasjenige der EU geprüft habe, sich
dabei aber auf die fünf vom damaligen InstA betroffenen Marktzugangsabkommen
beschränkt habe. Die APK-NR wolle jedoch diese Untersuchungen auf weitere Bereiche
ausweiten. Seine Kommissionskollegin Bulliard-Marbach (mitte, FR) fügte an, dass das

POSTULAT
DATE: 29.09.2022
AMANDO AMMANN
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Parlament eine gute Entscheidungsgrundlage für die anstehenden Verhandlungen mit
der EU benötige und die Themen Personenfreizügigkeit und Arbeitnehmendenschutz im
Mittelpunkt der Diskussionen stehen dürften. Eine Kommissionsminderheit Portmann
(fdp, ZH) beantragte der grossen Kammer, den Vorstoss abzulehnen. Portmann vertrat
die Ansicht, dass der Sozialbereich nicht Teil der Binnenmarktabkommen mit der EU sei
und die Schweiz zurzeit eine liberale Regulierung des Arbeitsmarktes praktiziere. Eine
derartige Analyse sei dementsprechend nicht relevant. Der Minderheitssprecher
bezeichnete das Postulat als «Frontalangriff auf unseren noch halbwegs liberalen
Arbeitsmarkt» und fürchtete sich vor einem «sozialistischen Arbeitsmarkt». Auch der
Bundesrat zweifelte den Nutzen des Postulates an, da eine derartige Analyse lückenhaft
ausfallen würde. Bundesrat Guy Parmelin wies darauf hin, dass das Schweizer System
auf einer starken Sozialpartnerschaft und einem gemeinsamen Dialog mit allen
Anspruchsgruppen beruhe, mithilfe derer man spezifische Branchenlösungen suche.
Man beobachte die Entwicklungen im EU-Recht aufmerksam und berücksichtige diese,
sofern sie zur Erreichung der Schweizer Ziele beitragen. Der Nationalrat stimmte
schliesslich mit 90 zu 90 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nach Stichentscheid von
Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) für die Annahme des Postulats. SP, Grüne
und Grünliberale stimmten dafür, SVP und FDP dagegen, die Mitte zeigte sich
gespalten. 4

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Fabian Molina (ps, ZH) a demandé au Conseil fédéral la rédaction d'un rapport sur
l'entrepreneuriat social en Suisse. L'objectif sous-jacent étant de définir des pistes
d'amélioration des conditions-cadres. 
Le Conseil fédéral a préconisé le rejet du postulat, estimant que de nombreuses
initiatives privées et un contexte favorable existent déjà en Suisse. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été traité dans un délai de deux années.

POSTULAT
DATE: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Droit des sociétés

Mit 126 zu 63 Stimmen nahm der Nationalrat im März 2022 ein Postulat Guggisberg (svp,
BE) zur Ausarbeitung einer Auslegeordnung betreffend die Gesamtrevision des
Genossenschaftsrechts an. Wie der Berner Nationalrat argumentierte, müsse das im
Kern aus dem Jahr 1936 stammende und seither nur punktuell angepasste Gesetz einer
Gesamtschau unterzogen werden, damit es zeitgemäss und zukunftsfähig werde. Der
Bundesrat solle prüfen, welche Bestandteile des Gesetzes einer Reform bedürften und
wie bundesgerichtliche Entscheide in das Gesetz aufgenommen werden könnten. Auch
der Bundesrat befürwortete die Ausarbeitung eines solchen Berichts. Statt einzelner
punktueller Anpassungen, wie dies im Rahmen von verschiedensten Vorstössen
gefordert worden sei (etwa Mo. 20.3563, Pa.Iv. 20.478, Mo. 21.3418 oder Pa.Iv. 21.479),
sei eine Überprüfung des Revisionsbedarfs sinnvoll. Fabian Molina (sp, ZH) versuchte
vergebens, die Kammer davon zu überzeugen, das Postulat abzulehnen und stattdessen
die Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 21.479) der RK-NR zu unterstützen. Es bestehe
Handlungsbedarf, weshalb die Kommission einen Entwurf ausarbeiten solle; ein
Postulat würde den Prozess hingegen nur verzögern. 5

POSTULAT
DATE: 02.03.2022
MARCO ACKERMANN
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Crédit et monnaie

Compétitivité

Le parlementaire zurichois Fabian Molina (ps, ZH) explique que lorsque des entreprises
helvétiques du service public, actives pour la sécurité du pays, ou actives dans des
domaines économiques stratégiques sont reprises par des Etats ou des fonds
souverains étrangers, la sécurité et la démocratie helvétique sont en danger. Il charge
donc le Conseil fédéral de modifier le droit suisse des cartels afin de permettre un
filtrage des investissements directs étrangers comme cela a été introduit au sein de
l'UE. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. D'un côté, il a précisé que le droit sur les
cartels ne permettait pas d'empêcher des fusions d'entreprises avec comme seul
critère l'intérêt public. D'un autre côté, il a indiqué que l'art.185, al. 3 de la Constitution
répondait déjà à la demande du postulat. En outre, il estime inopportun de freiner les
investissements directs étrangers en Suisse. 
En chambre, l'objet a été rejeté par 100 voix contre 89 et 4 abstentions. L'UDC (52), le
PLR (28) et le groupe du Centre (20 voix contre, 8 voix pour) ont décidé du sort du
postulat. 6

POSTULAT
DATE: 01.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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